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Der Bundestag wolle beschließen: 

als vorläufige Geschäftsordnung für den Bundestag die Geschäfts-
ordnung für den Reichstag in der Fassung vom 12. 12. 1922 sinn-
gemäß mit den folgenden Änderungen anzunehmen: 

1.) S 4 erhält folgende Fassung: 

Beanstandung und Erlöschen der Mitgliedschaft 
Bundestagsmitglieder, deren Mitgliedschaftsrecht beanstandet ist, 
behalten Sitz und Stimme bis zum Abschluß des Verfahrens 
gemäß Artikel 41 des Grundgesetzes. 
Erlischt das Recht vorher, so hat es der Präsident dem jewei-
ligen Landeswahlleiter anzuzeigen. 

2.) § 7 erhält folgende Fassung : 

Bildung 'der Fraktionen . 

Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens 10 Mitgliedern. 
Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen der 
Vorsitzenden, Mitglieder und Gäste sind dem Präsidenten 
schriftlich mitzuteilen. 
Bei Berechnung der Fraktionsstärke zählen die Gäste mit. 
Für die Bemessung des Stellenanteils (§ 9) können sich Frak-
tionen zusammentun und fraktionslose Mitglieder sich einer 
Fraktion anschließen. 

3.) In den §§ 41, 44, 47, 49, 51 und 60 wird die Zahl „15" durch „10" 
ersetzt. 

4.) § 26 erhält folgende Fassung: 

Ordentliche Ausschüsse 

Nach den Vorstandswahlen werden zur Vorbereitung der Ver-
handlungen ordentliche Ausschüsse eingesetzt. 



5.) Im § 30 werden die Worte „ständigen Ausschüssen" ersetzt durch „ordent-
lichen Ausschüssen". 

6.) § 34 erhält folgende Fassung: 

Beschränkung der Öffentlichkeit 

Die Sitzungen der Ausschüsse sind mit Ausnahme des in 
Artikel 44 des Grundgesetzes bezeichneten Falles nicht öffent-
lich. Abgeordnete, die dem Ausschuß nicht angehören, können 
als Zuhörer teilnehmen. Den Ausschluß der Öffentlichkeit auch 
für sie kann nur der Bundestag beschließen. 
Die Ausschüsse können für Teile ihrer Verhandlungen oder für 
bestimmte Mitteilungen, auch für die Berichterstattung in der 
Presse, die Vertraulichkeit beschließen. 

7.) § 35 erhält folgende Fassung : 

Verteilung der Vorlagen 

Alle Vorlagen des Bundespräsidenten, der Bundesregierung und 
des Bundesrates, die Anträge von Mitgliedern, die Interpellati-
onen und die Ausschußberichte werden gedruckt und an die  
Mitglieder des Bundestags, des Bundesrats und an die Bundes-
ministerien verteilt. 

8.) § 36 erhält folgende Fassung :  

Beratungen 

Gesetzentwürfe, Haushaltsvorlagen und Staatsverträge werden 
in drei Beratungen, alle anderen Vorlagen in einer Beratung 
erledigt. Die Beratungen beginnen frühestens am dritten Tage 
nach Verteilung der Drucksache. 
Je eine weitere Beratung ist erforderlich bei erneuter Beschluß-
fassung im Falle eines Änderungsvorschlages gemäß Artikel 77 
Absatz 2 letzter Satz des Grundgesetzes sowie im Falle eines 
vom Bundesrat beschlossenen Einspruchs. Auf den Einspruch 
findet § 52 der Geschäftsordnung keine Anwendung, doch kann 
der Bundestag eine zusätzliche Ausschußberatung beschließen. 
Die Überweisung an den zuständigen Ausschuß kann auch durch 
den Präsidenten erfolgen. 
Der Bundesrat kann jederzeit beschließen, die Beratung eines 
Gegenstandes auf bestimmte Zeit bis zu vier Wochen aus-
zusetzen. Der Antrag muß gedruckt vorliegen und auf der 
Tagesordnung stehen. 

9.) § 38 erhält folgenden Absatz 2: 

Der Antrag oder die Vorlage kann gleichzeitig mehreren Aus-
schüssen überwiesen werden, wobei der federführende Ausschuß 
zu bestimmen ist. Dieser hat der Vollversammlung abweichende 
Auffassungen oder Anträge der anderen Ausschüsse bekannt

-

zugeben. 

10.) § 53 erhält folgende Fassung: 

Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses nach 
Artikel 44 des Grundgesetzes können nicht beraten werden, 
ohne daß sie auf die Tagesordnung gesetzt sind. 



11.) § 54 entfällt. 

12.) Bei § 58 lautet die Oberschrift: 

Ablehnung der Beantwortung 

13.) § 75 entfällt. 	 . 

14.) Im § 86 werden die Worte „oder von ihrem Platze" gestrichen. 

15.) Der Abschnitt 15 erhält die Oberschrift: 

Bundesregierung und Bundesrat 

16.) § 95 erhält folgende Fassung :

H erbeirufung eines Bundesministers 

Jedes Bundestagsmitglied kann die Herbeirufung eines Mitglieds 
der Bundesregierung beantragen. Der Antrag bedarf der Unter-
stützung von dreissig anwesenden Mitgliedern. Über den 
Antrag entscheidet der Bundestag. 

17.) § 96 erhält folgende Fassung 

Recht auf jederzeitiges Gehör 
Die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie 
ihre Beauftragten müssen auf ihr Verlangen jederzeit gehört 
werden.  

18.) § 97 erhält folgende Fassung: 

Wiedereröffnung der Besprechung — 
Anträge auf Besprechung 

Ergreift nach Schluß der Besprechung ein Mitglied oder Beauf-
tragter des. Bundesrates oder der Bundesregierung zu dem 
Gegenstand das Wort, so ist die Besprechung wieder eröffnet.  

Ergreift ein Mitglied" des Bundesrates oder der Bundesregierung 
das Wort außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlangen 
von dreißig anwesenden Mitgliedern die Besprechung über seine 
Ausführungen eröffnet. Sachliche Anträge dürfen hierbei nicht 
gestellt werden. 

19.)  § 98 erhält folgende Fassung: 

Beschlußfähigkeit des  Bundestages 
Der Bundestag ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anwesend ist. 
Soweit nach dem Grundgesetz bei einem Beschluß oder einer 
Wahl von der gesetzlichen Mitgliederzahl auszugehen ist, hat 
der Präsident durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, daß 
die Zustimmung der jeweils erforderlichen. Mehrheit vorliegt. 

20.) § 104 erhält folgende Fassung: 

Zweifel über das Ergebnis. Zählung der Stimmen 
Ist der Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung 
nicht einig, so wird die Gegenprobe gemacht. Bleibt er auch 
nach ihr uneinig, so werden die Stimmen gezählt. 



§ 113 erhält folgende Fassung 

Übersendung beschlossener Gesetze 

Gesetzesvorlagen übersendet der Präsident nach der Beschluß

-

fassung des Bundestages dem Bundeskanzler, dem zuständigen 
Bundesminister sowie dem Bundesrat. 

21.) § 115 erhält folgende Fassung:  

Zustellung von Drucksachen 

Die Drucksachen gelten als verteilt, wenn sie den Mitgliedern 
in ihrem Fach eingelegt sind. 

22.) Im § 116 wird Satz 2 gestrichen. 

23.) § 121 erhält folgende Fassung:  

Bundestagsvertretung zwischen zwei Wahlperioden 

Das Präsidium führt bis zum Zusammentritt eines neuen 
Bundestages seine Geschäfte fort. Dasselbe gilt für die Tätig-
keit des im Artikel 45 des Grundgesetzes bezeichneten Aus-
schusses. 

24.) § 122 entfällt. 

Bonn, den I's . September  1949 

Dr.  v. Brentano 
Vorsitzender und Berichterstatter 


